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Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren
hier: �Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des 

Baugesetzbuches (BauGB)  
i.V.m. Hinweis gemäß § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB 
– Beschleunigtes Verfahren –

Stadtbezirk 1 – Altstadt-Lehel

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2102
Georg-Kronawitter-Platz (ehem. Sattlerstraße (beiderseits)
zwischen Fürstenfelder Straße und Färbergraben)
– Aktualisierung des Aufstellungsbeschlusses Nr. 2102 vom 
09.12.2015 –

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren 
gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Es wird keine Umwelt­
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt.

Der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung hat am 
18.07.2019 die Aktualisierung des Aufstellungsbeschlusses 
vom 09.12.2015 für den Bebauungsplan mit Grünordnung  
Nr. 2102 für das vorgenannte Gebiet beschlossen.

Das Erbbaurecht für das Parkhaus am Färbergraben läuft 
Ende 2020 aus. Das Parkhaus soll abgerissen werden und 
durch eine neue Bebauung ersetzt werden. 

Hierzu wurden bereits im Grundsatzbeschluss 2009 die ers-
ten Zielsetzungen formuliert, die nun mit dem Aufstellungs
beschluss überprüft und konkretisiert werden.
Auf Grundlage des städtebaulichen, freiraumplanerischen  
und verkehrlichen Konzeptes soll die Umstrukturierung und 
städtebauliche Neuordnung des Gebietes und Änderung des 
bestehenden einfachen Bebauungsplanes beiderseits der 
Sattlerstraße durchgeführt werden.

Ziel ist es, eine neue Bebauung mit einer gemischten Nutzung 
von Einzelhandel, Dienstleistung, Büro und Wohnen zu entwi-
ckeln. Gleichzeitig soll mit einer geänderten Freiraumnutzung 
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die Attraktivitätssteigerung des öffentlichen Raumes erreicht 
werden. Das Konzept ist im Kontext mit dem historischen 
Stadtgrundriss und der vorhandenen städtebaulichen Struk-
turen erstellt worden und leistet einen wichtigen Beitrag für 
die Altstadt München.

München, 21. August 2019	� Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Vollzug des Waffengesetzes – WaffG – Ausnahme von 
dem Verbot des Führens von Waffen bei öffentlichen  
Veranstaltungen

Die Landeshauptstadt München – Kreisverwaltungsreferat – 
erlässt folgende Allgemeinverfügung:

1. �Den am Oktoberfest Landesschießen 2019 teilnehmenden 
Sportschützen sowie den an den Armbrustschießen der 
Armbrust-Schützengilde „Winzerer Fähndl“ e.V. teilnehmen-
den Armbrustschützen wird unter den in Ziff. 2 genannten 
Auflagen stets widerruflich die Erlaubnis erteilt, während 
des Münchner Oktoberfestes 2019 vom 21.09.2019 bis 
06.10.2019, auf den im beiliegenden Plan farbig eingezeich-
neten Wegen, Druckluft-, Federdruckwaffen und Waffen, 
bei denen zum Antrieb der Geschosse kalte Treibgase  
verwendet werden mit Prüfzeichen „F“ im Fünfeck, bzw. 
Armbruste zum Schießstand im Schützenzelt bzw. zu der 
Schießstätte im Armbrustschützenzelt auf der Festwiese  
zu transportieren.

2. �Auflagen:

	 a) �Die Waffen dürfen nur in ungeladenem Zustand in einem 
verschlossenen Behältnis (z.B. in einem Waffenkoffer, 
Stoff- bzw. Lederfutteral mit Vorhängeschlösschen etc.) 
transportiert werden.

	 b) Die Waffen dürfen ausschließlich 

– zum Schützenzelt
entweder von der Theresien-/Schwanthalerhöhe über 
Zugang P 14 durch den bewachten Fußgängertunnel und 
entlang des Behördenhofs auf dem Rettungsweg West in 
südlicher Richtung
oder von der Poccistraße/Hans-Fischer-Straße kom-
mend über Zugang P 11a auf der Straße A westlich der 
„Oidn Wiesn“, die Matthias-Pschorr-Straße querend auf 
dem Rettungsweg West in nördlicher Richtung

– zum Armbrustschützenzelt
von der Schwanthalerhöhe über den Zugang P 16 zum 
Rettungsweg West und die Straße 1 West bis Zugang 
Armbrustschießstand

und zurück transportiert werden. 

In den sonstigen Bereich des Oktoberfestes dürfen die Waf-
fen nicht mitgenommen werden. Die Zufahrten P 12 und 13 
beiderseits der Bavaria stehen nicht zur Verfügung.

	 c) �Die nachträgliche Anordnung weiterer Auflagen im Einzel-
fall bleibt vorbehalten.

3. �Die einzelnen Schützen werden vom Erfordernis, eine Kopie 
dieser Ausnahmegenehmigung mitzuführen, befreit. 

4. �Für die Ziffern 1 und 2 dieses Bescheides wird die sofortige 
Vollziehung angeordnet.

5. �Die Allgemeinverfügung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft.

6. �Diese Allgemeinverfügung ergeht kostenfrei.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem Bayeri-
schen Verwaltungsgericht München. 

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
	 a) �Schriftlich an oder zur Niederschrift bei 

Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 

	 b) �Elektronisch nach Maßgabe der Bedingungen, die der  
Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
www.vgh.bayern.de zu entnehmen sind 

Hinweis: Die Klageerhebung per einfacher E-Mail ist nicht  
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

München, 07. August 2019	 Kreisverwaltungsreferat
		  Dr. Böhle
		  Berufsmäßiger Stadtrat

Hinweis:
Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 Bayer. Verwaltungsverfah­
rensgesetz ist nur der verfügende Teil der Allgemein­
verfügung öffentlich bekannt zu machen. Die vollständige 
Allgemeinverfügung liegt im Kreisverwaltungsreferat, 
Ruppertstr. 11, 80337 München aus. Sie kann während 
der allgemeinen Parteiverkehrszeiten im Zimmer 324  
eingesehen werden.
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Bekanntmachung
Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung; Nutzung von oberflächen­
nahem Grundwasser zum Betreiben der Brunnenanlage 
der Bogenhausener Tor Immobilien S.a.r.l, 32  
rue Marthe Prim-Welter, 6138 Junglinster, Luxemburg
Standort: Truderinger Straße 9 + 13, Flurnummern  
Fl.Nrn. 433/4 und 433/14, Gemarkung Berg am Laim

Die amtliche Bekanntmachung finden Sie auch im Internet  
unter https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/ 
Referat-fuer-Gesundheit-und-Umwelt/Bekanntmachungen.html

Am Standort Truderinger Straße 9 + 13 beabsichtigt die  
Bogenhausener Tor Immobilien S.a.r.l den Betrieb einer 
Brunnenanlage zu Wärme- und Kühlzwecken. Beantragt wur-
de mit Unterlagen vom 26.07.2018, vom 25.09.2018 und vom 
02.10.2018 eine jährliche Grundwasserentnahme-/ Versicke-
rungsmenge von 130.000 m³. 

Für die geplante Maßnahme ist eine wasserrechtliche Erlaub-
nis gemäß Art. 15 Bayer. Wasser-gesetz (BayWG) erforderlich. 
Entsprechend §§ 5 und 7 des Gesetzes zur Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) i.V.m. Anlage 1 Nr. 13.3.2 (jährliche 
Grundwasserentnahme zwischen 100.000 m³ und 10 Millionen 
m³) war im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des Einzel-
falls festzustellen, ob die Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Die allgemeine Vor-
prüfung hat ergeben, dass das genannte Vorhaben keiner 
Umwelt-verträglichkeitsprüfung bedarf, da erhebliche nachtei-
lige Auswirkungen auf die Umwelt und die zu schützenden 
Güter nicht zu besorgen sind.

Eine ökologische Empfindlichkeit des Standortes ist nicht ge-
geben. Der Standort liegt nicht in einem der in Nr. 2.3.8 der 
Anlage 3 zum UVPG genannten Gebiete. Von den in § 2 Abs. 1 
UVPG aufgeführten Schutzgütern ist vor allem das Schutzgut 
(Grund)wasser für die Bewertung der Umweltverträglichkeit 
relevant.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorha-
ben gemäß den maßgeblichen  Schutzkriterien keine erhebli-
chen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind. Da 
das entnommene Grundwasser in vollem Umfang wieder dem 
Grundwasserleiter zugeführt wird, findet keine negative Aus-
wirkung auf die Wasserbilanz statt. Das Vorhaben weist auch 
eine annähernd ausgeglichene Wärmebilanz vor, d.h. dass der 
überwiegende Teil des durch die Kühlung erwärmten Wassers 
durch das abgekühlte Wasser der Wärmepumpenanlage aus-
geglichen wird. Außerdem ist aufgrund der enorme Mächtig-
keit des lokalen Grundwasserleiters nicht von einer negativen 
Auswirkung durch das Vorhaben auszugehen.

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG 
öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass 
die Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist.

Das Protokoll über die Vorprüfung des Einzelfalls kann beim 
Referat für Gesundheit und Umwelt, Bayerstr. 28 a, 80335 
München, Sachgebiet US 13, Zimmer 4029 nach vorheriger 
telefonischer Anmeldung (Tel. Nr. 089/233-47522) eingesehen 
werden. Weitere Auskünfte können ebenfalls unter dieser  
Telefonnummer eingeholt werden.

München, den 14. August 2019	 Landeshauptstadt München
		�  Referat für Gesundheit  

und Umwelt
		  RGU-US 13

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Nailastr. 10
Gemarkung: Perlach, Fl.Nr.: 577/0
UFW Unterbringung von Flüchtlingen und Wohnungslosen
Unterbringung von 160 Flüchtlingen in einer Gemein­
schaftsunterkunft, befristet bis zum 31.12.2033  
(Fristverlängerung)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 13.08.2019, Az. 602-1.1-2019-12705-31, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Nebenbestimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die Nach-
bargrundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern 
befinden, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 309, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-lbk-team31@muenchen.de bzw. Telefon-
nummer 2 33-247 25.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
–– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

–– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

–– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
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sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

–– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 13. August 2019	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Freischützstraße 96
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Gemarkung Daglfing / 
Flurnr. 812/10 / Stadtbezirk 13
Änderung Mischnutzung zu Büronutzung/ Honorar­
konsultat

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 16.08.2019, Az. 602-1.2-2018-16745-31, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter
Auflagen und Hinweisen erteilt.
Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bau
genehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die  
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).
Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19 einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse
plan.ha4-lbk-team31@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43,
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
–– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 

(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Wi-
derspruch einzulegen.

–– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

–– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). 
Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgegnerin  
(in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den Ge-
genstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

–– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 16. August 2019	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung des Vorbescheids gemäß 
Art. 71 Satz 4 Halbsatz 1 i.V.m. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Koppstr. 4 
Gemarkung Thalkirchen / FlNr. 526/2 und 526/3 / Stadtbezirk 19

Vorhaben: Neubau eines Geschäfts- und Bürogebäudes mit 
Tiefgarage (VORBESCHEID)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 03.07.2019, Az. 602-1.7-2019-6934-33, wurde 
der Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Im Rahmen dieses Antrags auf Vorbescheid wurde die pla-
nungsrechtliche Zulässigkeit des Neubaus eines Geschäfts-
und Bürogebäudes mit Tiefgarage abgefragt und positiv beur-
teilt mit der in Aussichtstellung von Abweichungen und 
Befreiungen.

Insbesondere wurde die Überschreitung der festgesetzten 
absoluten Grundfläche und der festgesetzten absoluten Ge-
schossfläche in Aussicht gestellt. Auch eine Befreiung der 
festgesetzten Wandhöhe und der festgesetzten Baugrenzen 
wurde überwiegend positiv beurteilt.
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Den Nachbarn der FlNr. 529/3, die dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben, ist gemäß Art. 71 Satz 4 Halbsatz 1 i.V.m.  
Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Vorbescheids zu-
zustellen. Nachdem sich das vorgenannte Grundstück im  
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 71 Satz 4 Halbsatz 1 i.V.m. Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheides bei der 
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukommission, Blu-
menstraße 19, Zimmer 436, einsehen. Vereinbaren Sie dazu 
bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-lbk-
team33@muenchen.de bzw. Telefonnummer 2 33-240 34.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,  
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
–– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

–– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de. 
 
Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgegnerin  
(in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den Ge-
genstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

–– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten. 

München, 19. August 2019	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung			 
		  HA IV - Lokalbaukommission

Bekanntmachung

Planfeststellung nach dem Personenbeförderungsgesetz 
(PBefG)

Die Stadtwerke München GmbH hat bei der Regierung 
von Oberbayern einen Antrag für die Errichtung einer  
Interimswerkstatt in der Straßenbahnhauptwerkstätte 
Ständlerstraße gestellt.

Die Planunterlagen liegen zur allgemeinen Einsicht aus  
bei der

Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung,
Blumenstraße 28b, 80331 München, 
Auslegungsraum 071 Erdgeschoss
(barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes,  
Blumenstraße 28a),

in der Zeit vom 02.09.2019 bis 02.10.2019

Montag bis Donnerstag von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr, Freitag 
von 9.00 Uhr bis 14.00 Uhr.

Die Planfeststellungsunterlagen können auch auf der Internet-
seite der Landeshauptstadt München unter folgendem Link 
abgerufen werden: www.muenchen.de/auslegung 
Rechtlich maßgebend sind gem. Art. 27a Abs. 1 Satz 4 BayV-
wVfG allerdings alleine die in Papierform ausliegenden Unterla-
gen.

1. �Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt wer-
den, kann bis spätestens zwei Wochen nach Beendigung 
der Auslegung, also bis zum Ablauf des 16.10.2019,  
Einwendungen schriftlich oder zur Niederschrift bei der

Regierung von Oberbayern
Sachgebiet 23.2
Maximilianstraße 39
80538 München

oder bei der

Landeshauptstadt München
Referat für Stadtplanung und Bauordnung – 
HA I Stadtentwicklungsplanung 
Blumenstraße 31
80331 München 
Zi. 228

erheben.

Anerkannte Natur- und Umweltschutzverbände sowie aner-
kannte Verbände nach dem Behindertengleichstellungsge-
setz im Sinne des Art. 73 Abs. 4 Satz 5 des Bayerischen  
Verwaltungsverfahrensgesetzes können innerhalb derselben 
Frist bei den beiden vorgenannten Behörden schriftlich oder 
zur Niederschrift Stellungnahmen zu dem Plan abgeben. Ein-
wendungen, die nach Ablauf der Einwendungsfrist erhoben 
werden, sind ausgeschlossen. Die Einwendung muss den 
geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchti-
gung erkennen lassen. Eine Einwendungserhebung in elek
tronischer Form, z. B. durch E-Mail, ist unzulässig.
In Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unter-
schriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige  
Einwendungen), ist ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und  
Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner für das  
Verfahren zu bezeichnen, soweit er nicht von ihnen als Be-
vollmächtigter bestellt ist. Diese Angaben müssen deutlich 
sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite 
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enthalten sein. Nicht formgerecht vorgebrachte Einwendun-
gen können bei der Erörterung und Entscheidung unberück-
sichtigt bleiben.

2. �Werden gegen den Plan Einwendungen erhoben, so werden 
diese im Allgemeinen in einem Termin erörtert, der noch 
ortsüblich bekannt gemacht wird. Diejenigen, die Einwen-
dungen erhoben haben bzw. bei gleichförmigen Einwen-
dungen im Sinn von Nr. 1 deren Vertreter oder Bevollmäch-
tigter, werden von dem Termin gesondert benachrichtigt. 
Sind mehr als 50 solcher Benachrichtigungen vorzuneh-
men, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden. Nimmt ein Beteiligter am Erörterungstermin 
nicht teil, so kann auch ohne ihn verhandelt werden.

3. �Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, 
die Erhebung von Einwendungen, die Teilnahme am Erörte-
rungstermin oder für einen Bevollmächtigten entstehen, 
können nicht erstattet werden.

4. �Die Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn 
mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

5. �Aufgrund der EU-Datenschutz-Grundverordnung weisen 
wir darauf hin, dass im Rahmen der Beteiligung der Öffent-
lichkeit in diesem Planfeststellungsverfahren die erhobenen 
Einwendungen und darin mitgeteilten personenbezogenen 
Daten ausschließlich für das Planfeststellungsverfahren sei-
tens der Regierung von Oberbayern erhoben, gespeichert 
und verarbeitet werden. Die Daten werden benötigt, um 
den Umfang der Betroffenheit beurteilen zu können. Die 
Regierung von Oberbayern kann die Daten an die Antrag-
stellerin zur Auswertung der Stellungnahmen weiterreichen. 
Insoweit handelt es sich um eine erforderliche und somit 
rechtmäßige Verarbeitung aufgrund einer rechtlichen Ver-
pflichtung gem. Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. c) EU-Datenschutz- 
Grundverordnung.

München, 20. August 2019	�� Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung

Nichtamtlicher Teil

Kontakte der Referate und des Direktoriums

Baureferat
Leitung: Rosemarie Hingerl
Friedenstraße 40, 81671 München
baureferat@muenchen.de

Kommunalreferat
Leitung: Kristina Frank
Roßmarkt 3, 80331 München
kommunalreferat@muenchen.de

Kreisverwaltungsreferat
Leitung: Dr. Thomas Böhle
Ruppertstraße 19, 80466 München
kreisverwaltungsreferat@muenchen.de

Kulturreferat
Leitung: Anton Biebl
Burgstraße 4, 80331 München
kulturreferat@muenchen.de

Personal- und Organisationsreferat
Leitung: Dr. Alexander Dietrich
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
personal@muenchen.de

Referat für Arbeit und Wirtschaft
Leitung: Clemens Baumgärtner
Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München
wirtschaft@muenchen.de 

Referat für Gesundheit und Umwelt
Leitung: Stephanie Jacobs
Bayerstraße 28a, 80335 München
rgu@muenchen.de

Referat für Stadtplanung und Bauordnung
Leitung: Prof. Dr. (I) Elisabeth Merk
Blumenstraße 28b, 80331 München
s.plan@muenchen.de

Referat für Bildung und Sport
Leitung: Beatrix Zurek
Bayerstraße 28, 80335 München
bildung-und-sport@muenchen.de

IT-Referat
Leitung: Thomas Bönig
Agnes-Pockels-Bogen 21, 80992 München
rit@muenchen.de

Sozialreferat
Leitung: Dorothee Schiwy
Orleansplatz 11, 81667 München
sozialreferat@muenchen.de

Stadtkämmerei
Leitung: Christoph Frey
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
bdr.ska@muenchen.de

Direktorium
Leitung: Robert Kotulek
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
direktorium@muenchen.de
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BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 116
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 07 98, Fax 233-2 07 70
bayernpartei@muenchen.de 

FDP – mut Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 218
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 45, Fax 233-2 04 36
fdpmut@muenchen.de 

DIE LINKE
Rathaus, Zimmer 176
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 52 35, Fax 233-2 81 08
info@dielinke-muenchen-stadtrat.de

ÖDP
Rathaus, Zimmer 174
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 28 35, Fax 08955 06 99 86
t.ruff@oedp-muenchen.de 

Freie Wähler
ursula.sabathil@muenchen.de 

BIA
karl.richter@web.de 

Parteilos
fritz.schmude@muenchen.de 

Kontakte der Stadtpolitik

Stadtspitze

Oberbürgermeister Dieter Reiter
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.ob@muenchen.de 

Bürgermeister Manuel Pretzl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm2@muenchen.de

Bürgermeisterin Christine Strobl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm3@muenchen.de

Stadtrat

CSU-Fraktion
Rathaus, Zimmer 249
Tel. 233-9 26 50, Fax 2 91 37 65
Marienplatz 8, 80331 München
csu-fraktion@muenchen.de 

SPD-Fraktion
Rathaus, Zimmer 150
Tel. 233-9 26 27, Fax 233-2 45 99
Marienplatz 8, 80331 München
spd-rathaus@muenchen.de 

Fraktion Die Grünen – rosa liste
Rathaus, Zimmer 145
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 20, Fax 233-9 26 84
gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de 
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